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Beschluss uber Stellungnahmen sowie Satzungsbeschluss betreffend den Bebauungsplan-
Entwurf Nr. 70480/12
Arbeitstitel: "Ehemaliger Guterbahnhof in Kéln-Mulheim™

Beschlussorgan

Rat

Gremium Datum
Wirtschaftsausschuss 30.11.2017
Bezirksvertretung 9 (Mulheim) 04.12.2017
Stadtentwicklungsausschuss 14.12.2017
Rat 19.12.2017
Beschluss:

Der Rat beschlief3t

1. den Plangeltungsbereich des Bebauungsplan-Entwurfes mit dem Arbeitstitel "Ehemaliger G-
terbahnhof" in KéIn-Mulheim gemaf des Einleitungsbeschlusses des Stadtentwicklungsaus-
schusses vom 19.03.2015 entlang der Bahntrasse Markgrafenstrale um die Flurstiicke 2321
und 2322 sowie Teile der Flurstiicks 2324 und 2370 der Gemarkung Mulheim, Flur 3) zu ver-
grolern (siehe Anlage 1 und 2) und abweichend vom Einleitungsbeschluss des Stadtentwick-
lungsausschusses den Bebauungsplan-Entwurf ohne konkreten Vorhabenbezug geman § 2
Abs. 1 BauGB aufzustellen.

2. Uber die zum Bebauungsplan-Entwurf Nr. 70480/12 fir das Gebiet westlich der Schanzen-
stral3e und Peter-Huppertz-StralRe in Koln-Mulheim mit den Flurstiicken 2703, 2704, 2705,
2706, 2707, 2708, 2709, 2710, 2712, 2713, 2714, 2715, 2716 sowie Teilen der Flurstiicke
2711 und 2717 2323, 2324 und 2370 der Gemarkung Miilheim, Flur 3 — Arbeitstitel "Ehemali-
ger Guterbahnhof" in Kéln-Milheim — eingegangenen Stellungnahmen gemal Anlagen 5.1
und 5.2;

3. den Bebauungsplan Nr. 70480/12 mit gestalterischen Festsetzungen nach § 10 Abs. 1 BauGB
vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414) in der Fassung des Anderungsgesetzes vom 20.10.2015
(BGBI. 1'S 1772) in Verbindung mit 8 7 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2203) —in der
bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung — als Satzung mit der nach § 9 Abs. 8 BauGB
beigefluigten Begrindung.




Haushaltsmafige Auswirkungen
X Nein

Begrindung:

Der ehemalige Guterbahnhof in Kéln-Milheim stellt eine groRRflachige und bedeutende Konversions-
flache fur die stadtebauliche Entwicklung Milheims dar und liegt seit 1982 brach. Am 19.03.2015 hat
der Stadtentwicklungsausschuss die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens (vorhabenbezogener
Bebauungsplan) —Arbeitstitel: Ehemaliger Glterbahnhof in Kéln-Milheim— und die Durchfiihrung der
frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung (Modell 2) beschlossen.

Der Beschluss wurde vor dem Hintergrund eines konkreten Ansiedlungsinteresses eines Versiche-
rungskonzerns und eines Hotelbetreibers gefasst, die eine zligige Bebauung dieser seit Jahren
brachliegenden Flache in Aussicht stellten. Der Geltungsbereich der beabsichtigten Planung umfass-
te dabei Uberwiegend nur die 3,9 ha grol3en Grundsticksflachen der Art-Invest OSMAB Projekt
GmbH. Die zu dem Guterbahnhofs-Areal gehdrende etwa 1,7 ha grof3e Flache an der Keupstral3e ist
im Eigentum einer Eigentimergemeinschaft und ist nicht Gegenstand des Einleitungsbeschlusses,
weil hierzu noch keine konkreten Entwicklungsabsichten vorliegen.

Da zwischenzeitlich der Versicherungskonzern sich fiir einen anderen Standort im Stadtgebiet KoIn
(K6In-Deutz) entschieden hatte, beschloss der Stadtentwicklungsausschuss am 03.09.2015 ein stad-
tebauliches Werkstattverfahren fir ein alternatives Bebauungs- und Freiraumkonzept durchzuftihren.

Das Werkstattverfahren wurde unter Einbeziehung der Offentlichkeit, Politik, nachbarliche Betriebe,
Fachverwaltung und den Grundstiickseigentiimern Ende 2015 durchgefihrt. Konkurrierend entwi-
ckelten vier Planungsteams aus Stadtplanern/Architekten und Landschaftsarchitekten Entwirfe. Das
Ergebnis des stadtebaulichen Werkstattverfahrens wurde als Grundlage fir den Bebauungsplan-
entwurf im Rahmen des Beschlusses Uber die Vorgaben zur Ausarbeitung des Bebauungsplan-
Entwurfs 0927/2016 vom Stadtentwicklungsausschuss am 23.06.2016 mehrheitlich bestatigt. Ge-
mal Beschluss hat die Verwaltung im Anschluss den Bebauungsplan-Entwurf unter Beriicksichti-
gung der Ergebnisse der friihzeitigen Offentlichkeits- und Tragerbeteiligung sowie den MaRgaben
der Bezirksvertretung Milheim ausgearbeitet.

Der Bebauungsplan-Entwurf sieht die Festsetzung eines Gewerbegebiets vor, das in vier Teilab-
schnitte untergliedert ist. So kbnnen die beabsichtigte Buronutzung sowie andere gewerbliche Nut-
zungen ermdglicht werden. Auch eine Hotelnhutzung ist hierdurch mdéglich. Eine Wohnnutzung wird
vor dem Hintergrund der hohen Immissionsbelastung ausgeschlossen. Festsetzungen zum Mal3 der
baulichen Nutzungen sichern die Umsetzung des im Werkstattverfahren pramierten hoch verdichte-
ten Bebauungskonzepts ab, so dass ein urbanes Biroquartier mit iberwiegend sieben Geschossen
entstehen kann. Als raumlicher Auftakt in das Buroquartier sind zudem ein zehngeschossiges
Hochhaus im Siden und ein elfgeschossiges im Norden vorgesehen. Eine reprasentative und be-
grunte Freiflache an der Schanzenstral3e als Eingang in das Quartier wird ebenfalls planungsrecht-
lich umfanglich gesichert. Die Zuganglichkeit dieser Flachen sowie Durchwegungsmoglichkeiten
innerhalb des Quartiers werden durch Geh- und zum Teil auch durch Fahrrechte fiir die Allgemein-
heit sichergestellt. Entlang der Markgrafenstral3e bildet zukunftig ein 6ffentlicher Fu3- und Radweg
einen wichtigen Lickenschluss im stadtischen Radwegenetz.

Da Bironutzung eine hohe Anzahl von Stellplatzen generiert, wird im Bebauungsplan-Entwurf gere-
gelt, dass der Uberwiegende Anteil in Tiefgaragen untergebracht werden muss. Hierdurch soll eine
freirdumliche Beeintrachtigung der unbebauten Flachen verhindert werden. Eine hohe Freiraumqua-
litat soll dartiber hinaus durch Regelungen zur Begriinung gewahrleistet werden.

Wie im Vorgabenbeschluss gefordert, wurde ein Mobilitdtskonzept flankierend zum Verkehrsgutach-
ten erstellt. MalBnahmen wie Car-Sharing, E-Mobilitdt und Job-Tickets sollen sich mindernd auf zu-
satzliche Verkehrs- und Schadstoffbelastungen auswirken. Die MaBhahmen kdnnen zwar leider auf
Grund fehlender gesetzlicher Ermé&chtigungsgrundlagen nicht im Bebauungsplan geregelt werden,



3
jedoch ist die Umsetzung einiger Malinahmen Gegenstand in den stadtebaulichen Vertragen zwi-
schen den Grundstiickseigentiimern und der Stadt Koln.
Das Bebauungsplanverfahren wurde als vorhabenbezogener Bebauungsplan (Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan) gemar § 12 BauGB eingeleitet. Es soll im Rahmen des Satzungsbeschlusses in
ein Normalverfahren nach § 2 Absatz 1 BauGB umgestellt werden, da es sich beim neuen Pla-
nungskonzept nicht mehr um ein konkretes Vorhaben fir einen feststehenden Hauptnutzer (Versi-
cherungskonzern), sondern um ein Gewerbequartier fir unterschiedliche, noch zu ermittelnde Inte-
ressenten handelt.

Darlber hinaus wurde im Laufe des Verfahrens der Geltungsbereich des Bebauungsplan-Entwurfs
angepasst. Im Bereich der Schanzenstrafl3e wurde der Geltungsbereich bis zur StraRenmitte erwei-
tert, um die planungsrechtlichen Voraussetzung fur die Neugestaltung des StraRenraums (zum Bi-
roquartier hin) zu schaffen. Im Bereich der Peter-Huppertz-Stral3e und Von-Sparr-Stral3e wurde der
Geltungsbereich dahingehend angepasst, dass der Geltungsbereich des seit Mai 2015 rechtskréafti-
gen Bebauungsplans ,Schanzenstraf3e Nord® in KéIn-Milheim (Nr. 71489/04) bindig anschliel3t. Am
westlichen Rand des Plangebiets wurde der Geltungsbereich im Zusammenhang der Konkretisie-
rung der geplanten Fuf3- und Radwegverbindung zwischen der Von-Sparr-Strafl3e und KeupstralRe
sowie der Querungsmoglichkeit an der Markgrafenstrale erweitert.

Die Erweiterungen betreffen Flachen der Flurstiicke 2323, 2324, 2703, 2704, 2705, 2706, 2370 der
Gemarkung Milheim, Flur 3. Der vergrof3erte Geltungsbereich war bereits Gegenstand des Bebau-
ungsplan-Entwurfs in der Offenlage.

Die Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Trager 6ffentlicher Belange sind mit den entspre-
chenden Wertungen in den Anlagen 3 und 4 aufgelistet. Anlage 3 befasst sich mit der frihzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung nach 3 Abs. 1 BauGB, Anlage 4 mit der friihzeitigen Beteiligung der Be-
hoérden und sonstiger Trager oOffentlicher Belange nach 8 4 Absatz 1 Satz 1 BauGB, die Beteiligung
nach § 4 Abs. 2 BauGB.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit fand im November und Dezember 2015 statt. Es wird
daher von der Uberleitungsvorschrift des § 245¢ Absatz 1 Satz 1 BauGB Gebrauch gemacht (Ab-
schluss des Verfahrens nach den vor dem 13. Mai 2017 geltenden Rechtsvorschriften). Die folgen-
de offentliche Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfs fand in der Zeit vom 17.08.2017 bis zum
18.09.2017 statt. Es sind 23 Stellungnahmen eingegangen. Die Zusammenfassung dieser Anregun-
gen sowie der entsprechenden Bewertung dazu sind aus den Anlagen 5.1 und 5.2 zu ersehen.

Nach der Offenlage sind redaktionelle Anpassungen des Begriindungstexts erfolgt. Die Plangrund-
lage des Bebauungsplan-Entwurfs wurde fur den Satzungsbeschluss aktualisiert, da sich durch ka-
tasteramtliche Fortschreibungen zwischenzeitlich die Bezeichnungen der Flurstucke verdndert ha-
ben. Es wird fur den Satzungsplan auf MaRRketten fiir die durch Baugrenzen festgesetzten Gberbau-
baren Grundstucksflachen verzichtet, da nach genauerer Prufung dies zu Ungenauigkeiten bzw.
Missverstandnissen fuhrt. Die Baugrenzen wurden nicht angepasst. Durch die MaRRstabsangabe (M
1: 1.000) und eine Mal3kette sind die Uberbaubaren Grundsticksflachen hinreichend bestimmt.

Die erlauterten Anpassungen erfordern aus rechtlichen Griinden keine weitere Beteiligung.

Der Bebauungsplan kann nun als Satzung beschlossen werden.



Verfahrensablauf und Vorberatungen

Im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens mit dem Arbeitstitel "Ehemaliger Giterbahnhof" in KéIn-
Muilheim

Beschluss uber die Einleitung eines Bebauungsplanes (vorhabenbezogener Bebauungsplan)
und die Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit:

Stadtentwicklungsausschuss 19.03.2015 mehrheitlich beschlossen, bei Gegenstimmen der
Fraktion Die Linke.

Wirtschaftsausschuss 23.04.2015 mehrheitlich beschlossen, bei Gegenstimmen der
Fraktion Die Linke.

Bezirksvertretung Milheim 27.04.2015 mehrheitlich beschlossen, bei Gegenstimmen der
Fraktion Bindnis 90/Die Griinen und Die Linke.

Stadtentwicklungsausschuss 07.05.2015 Endgultig zuriickgezogen, weil der StEA einen Wie-
dervorlageverzicht ausgesprochen hatte und die
nachfolgenden Gremien ungeandert zustimmten.

Bekanntmachung des Einleitungsbeschlusses am 20.05.2015

Frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung:

am 20.11.2015 (im Rahmen der Zwischenprasentation des Werkstattverfahrens) und

am 11.12.2015 (im Rahmen der Abschlussprasentation des Werkstattverfahrens)

Beschluss zur Stellungnahme der Bezirksvertretung Mulheim zur frihzeitigen Of-
fentlichkeitsbeteiligung:

Bezirksvertretung Miilheim 22.02.2016 einstimmig beschlossen



Beschluss uber die Vorgaben zur Ausarbeitung des Bebauungsplan-Entwurfes:

Stadtentwicklungsausschuss 23.06.2016 mehrheitlich beschlossen, bei Gegenstimmen der

Offenlage:

Fraktion Die Linke und bei Enthaltung der Fraktion
Bundnis 90/Die Griinen

vom 17.08.2017 bis 18.09.2017

Mitteilung Uber die Offenlage in den Sitzungen des Stadtentwicklungsausschusses am 06.07.2017,
der Bezirksvertretung Milheim am 10.07.2017 und des Wirtschaftsausschusses am 07.09.2017

Anlagen

Anlage 1
Anlage 2
Anlage 3

Anlage 4

Anlage 5:

Anlage 6:
Anlage 7:
Anlage 8:
Anlage 9:

Plangeltungsbereich

Anpassungen des Geltungsbereichs nach Einleitungsbeschluss

Stellungnahmen aus der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3

Abs. 1 BauGB

Stellungnahmen aus den Beteiligungen der Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs.
1 und Abs. 2 BauGB

Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB

(5.1: Stellungnahmen innerhalb der Frist / 5.2: Stellungnahmen aulR3erhalb der Frist)
Begriindung nach § 9 Abs. 8 BauGB

Textliche Festsetzungen

Verkleinerung des Bebauungsplans

Ausschnitt Planzeichnung



	Name
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

